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Geseltz: BWGESD § 243 Art.IV Nr.l des Dritien Enderungsge-
setzes zum BWGESD vom 23%.Dezember 1956
(BGBL I, 820).

Recintssatz:

Kach dem Grundgedanken der Neufassung des BWGGD
hal der Verfolgte bis zum Ablauf des 31.Dezember 1956
'noch einmal Gie Mbglichkelt erhalten, durch Stellung
cirles neuven oder Zrwelterung seines bisherigen Entschéa-
digungsanirages alle aleaenlgen Entschddigungsforderun-
gen neu gelitend zu machen, zu denen er sich auf Grund
der gesetzlichen Bestimmungen zur Wiedergutmachung na-
»vonuloo”1a1lsulschen Uiarechts fiir Angehorlge des offent~
lichen Dienstes fix berechiigt hielt. .
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Alttenzeichen: IV ZR 112/58 . OLG. Frankfurt/Main
Urb.des BGH vom 24.Seplember 1058 LG. Darmstadt
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Verkiindet

em 24.September 1958
Schorm, Justigzange-
stellter als Urkmnds-
beamter der Ge-
schidftastelle

Im Yamen des Volkes

In dem Entschéddigungsrechtsstreit

des Verwaltungsgerichtspridsidenten Richard van w
in DD ¥ ~Strase @, ‘

Kidgers und Revisionskl#gers,
~ ProzeBbevollmschtigter: Rechtsanwalt N G,

gegen

das Land He s 8 e n, .
vertreten durch den Hessischen Minister des Innern in Wies-
baden, Luisenstrafie 13,

Beklazgten und Revisionsbeklagten,

- ProzeBbevollméchtigter: Wlt Prof. Or . (NS

hat der IV.Zivilsenat des Bundesgerichishofs auf die
miindliche Verhandlung vom 17.September 1958 unter Mit-
wirkung der Bundesrichter Raske, Dr.v.Werner, Wiistenberg,
Maa8 und Dr.loewenheim '

fiir Recht evkannt:

Dae Urteil des 2.Zivilsenats des Oberlsndes-
gerichts in Prankfurt/Main vom 25.0ktober 1957
wird sufgehoben. Der Rechtsstreit wird zur ander-
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch tiber ..
die Kosten der Revision, an das Berufungsgericht
zuriickverwiesen. -

Yon Rechts wegen



Matthias Prinz
Rechtsanwalt
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Tatbestand:

Der om (R 1896 geborene Kliger bestand im
April 1922 in Darmstadt die GroBSe Juristische Staatsprii-
fung mit dem Préadikat "Gut". Nach dem Examen war er. bis
zum 30.Juni 1927 im hessischen Justizdienst als Gerichts-
assessor tatig. Mit Wirkung vom 1.Juli 1927 wurde er
Staatsanwalt in Offenbach/Main, Am 1l.April 1928 schied
er aus dem Justizdienst aus und wurde Reglerungsrat im
ehemaligen Hessischen Ministerium des Innern. Mit Wir-
kung vom l.4pril 1929 wurde er zum Oberregierungsrat und
kurz darauf zum Vortragenden Rat mit der Besoldungsgruppe
A2z ernannt. Nach der Machtergreifung durch den National-
sozialismus wurde er am 5.M#rz 1933 in den Wartestand ver-
setzt und alsbald nach dem Inkrafttreten des Gesetzes
zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7.April
1933 gem#B § 4 aa0 aus dem Staatsdienst entlasssen. Am
1.Juli 193% lieB er sich als Rechtsanwalt bei dem Land-
gericht in Darmstadt nieder.

Nach Erlafl des hessischen Entschiddigungsgesetzes
machte der Klidger unter dem 13.Pebruar 1950 Entschidi-
gungsanspriiche geltend und begehrte Wiedereinstellung
in den offentlichen Dienst in einer Stelle vom Ministe-
rialrat an aufwdrts oder in einer ranggleichen Stelle
in der Tokelverwalitung, ferner Entschadigung fir die
Verluste in den Jsbren 1933 bis 1944 sowie Rentenzahlung
in Hohe Ger dem fritheren Finkoumen entsprechenden Pen-
gion ab 1l.4pril 1945. Wahrend das Entschidigungsverfahren
bei der Fachbehtrde lief, wurde der Xléger mit Wirkung
vom l.Dezember 1850 zum Verwaltungsgerichtsdirektor bei -
dem Verwaltungsgericht in Darmsitadt ernannt. Auferdem
beschlof das Hessische Kabinett am 21.Mdrz 1951, dem
Kldger vom 1l.April 1951 ab, anstelle der Bezlige der Be-
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goldungsgruppe Alb, die Dienstbeziige nach der HBesol-
dungsgruppe Ala der Reichsbesoldungsordnung zu zahlen.
Unter Beriicksichtigung dieser Dienstrang- und Besol-
dungsfestsetzung stellte die Fachbehdrde auf Grund des
hessischen Entechidigungsgesetzes durch Bescheid Nr.35
vom 19.April 1951 fest, der Klidger habe durch seine vor-
zugsweise Wiedereinstellung und seine Ernennung zum Di-
rektor des Verwaltungsgerichts in Darmstadt bereits
.Genugtuung erfahren, auBerdem habe er Anspruch auf An-
reclinung der auBerhalb des Dienstes verbrachten Zeit

auf das Besoldungsdienstalter und die ruhegehaltsfahige
Dienstzeit sowie fiir die Zeit zwischen seiner Entlas-
sung und Wiedereinstellung Anspruch auf Kapitalentsché-
digung unter Beriicksichtigung seines Einkommens aus an-
derweiter Verwendung seiner Arbeitskraft. In den Griin-
den des Bescheides wurde susgefiihrt, es sei snzunehmen,
daBl der Kldger, wenn der Naitionalsozialismus nicht ge-
kommen und der Kldger im Dienst verblieben wire, spi-
testens am l.April 1934 zum Ministefialrat ernannt wor-
den wére. Nachdem das Gesetz zur Regelung der Wieder-
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts fiir Angehdri-
ge des Offentlichen Dienstes vom 11.Mai 1951 (BWGOD)
verkindet und mit Riickwirkung vom l.April 1951 in Kraft
getreten war, nanm der Kléger unter Hinweis auf § 9 die-
ses Gesetzes in einem Schreiben vom 18.Mai 1951 an den
Hessischen Minister des Innern zu dem Bescheid vom
19.April 1951 Stellung. Er fiihrte aus: Durch die Fest-
stellung, er wére spitestens am 1l.April 19%4 Ministerial-
rat geworden,und durch geine Eingruppierung in die Be--
soldungsgruppe Ala sei dieser Teil seiner sich aus § 9
BWGOD ergebenden Rechte und Anspriiche geordnet und ge-
regelt. Seine Anspriiche seien sber insoweit noch nicht
erfiillt, als noch die lebensliéngliche Anstellung fehles

Ceodaaisde
Byl Oags

A
3
N,

&3

PRI N
ss R IR, 5

-
2ol AT,

Rasty 20 AN
.

(ol A
e




g
<8

AT 2

-4 -

ferner habe er gem#dB § 9 Abs.3 BWGSD Anspruch auf Ver-—
leihung der Amtsbezeichnung "Winisterialrat" oder, falls
man das fiir zweclmméfig halte, "Verwaltungsgerichtsprisi-
dent", weil er in eine Planstelle wiedereingestellt worden
gei, die gegeniiber der Ministerialratsstelle ein niedrige-
res Endgrundgehalt habe. - Mit Schreiben vom gleichen Ta-
ge :bat der Kliger die PFachbehorde unter Beifligung einer
Abgchrift meines vorgenamnten Schreibens, den Bescheid
vom 19.April 1951 dahin zu ergingen, daB ihm die Amtabe-
zeichnung "Ministerialrat" verliehen und seine Ernennung
zum Verwaltungsgerichtsdirektor auf Widerruf in eine Be-
rufung in das Beamtenverhdlinis auf Lebsenszeit umgewandeltl
werde. Mit Wirkung vom l.Mirz 1952 wurde der Klidger als-
dann wit Zustimmung des Richterwahlausschusses namens

der Landesregierung durch den Hessischen Minister der
Justiz unter dem 4.April 1952 zum Verwaltungsrichter auf
Lebenszeit berufen. Unter dem 14. Mai 1954 hob die Pach-
behtrde den Bescheid Nr.35 vom 19.April 1951 auf und er-
getzte ihn durch den Bescheid Nr.95. Hier wurde festge-

legt, der Kldger habe durch seine Berufung zum Verwaltungs-

gerichtsdirektor bereits Genugtuung erfshren (2iff.l des
Tendfs), er wadre bel Verbleiben im Dienst und regelmédBigem
Verlauf seiner Dienstlaufbahn spédtestens am 1.April 1934
zum Ministerialratv ~ Besoldungsgruppe Ala - beftrdert wor-
den (Ziff.2 des Tenors), die zwangsweise auBerhalb des 6f-
fentlichen Dienstes verbrachte Zeit sei auf das Besol-
dungsdienstaliter und die rubegchaltsfdhige Dienstzeit des
Klégers anzurechnen (Ziff.3 des Tenors), der Kléger ver-
zichte nach Befriedigung seiner Anspriiche auf die Anwen-
dung der Besfimmung des § 10 Abs.2 BWGSD (Ziff.4 des Te-
nors ),dem Kléger sei filir die Zeit vom l.April 1950 bis

gum 1.April 1951 (Inkrafttreten dey BWGOD) Intschidiging
unter Anrechnung bereits gezahlter Bezlige 2zu gewkhren
(2i{f.5 des Tenors) und die Regelung der Ansvriiche fiir

Ll
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die Zeit vor dem 1.April 1950 bleibe spiterer gesetzli-
cher Regelung vorbehalten (Ziff.6 des Tenors). Unter Be-
zugnahme auf diesen Bescheid wurde dem Kléger durch Ver-
fiigung des Hessischen Ministers des Innern vom 30.Mai 1952
das Recht verliehen., die Amtshezeichnung "Ministerialrat"
zu fihren.

Wegen dieses Bescheides vom 14.Mai 1952 hat der Kii-
ger unter dem 9.August 1952 Klage erhoben und hierzu vor-
getragen: Der Bescheid habe ihm nicht die Rechtsstellung
gewshrt, die er bei regelmi#Bigem Verlauf seiner Dienst-
laufbahn voraussichtlich erreicht hétte. Der Bescheid
gebe zwar sutreffend an, er - der Klidger - wire am .
1.April 1934 Hinisterialrat geworden; bei dieser Befor-
derung wire es jedoch nicht geblieben. Er sei ein beson-
ders qualifizierter Beamter gewesen und hdtte infolgedes-
sen mindestens die Stellung eines hessischen Staatsrats
erreicht, die der Stellung eines preuBischen Ministefial—
dirigenten entsprochen habe. Zudem sei er jetzt nicht ein-
mal wie ein Ministerialrat behandelt worden; er erhalte
Z.B, die Ministerialzulage nicht. Seine Besoldung nach
Ger CGruppe Ala sei nicht rechissatzmdfig festgelegt,
sondern bisher nur jdhrlich vom Hessischen Iandtag ge-
nehmigt worden. ' '

Der XKlBger hat beantragt,

unter Aufhebung der Ziffern 1 bis 4 des angefoch-
tenen Bescheides festzustellen, daB ihm ab
1.4p7il 1934 die Hechtsstellung und Besoldung
¢ines Ministerialrats und ab l.April 1949 (bzw.
von einem nech Ermessen des Gerichts festgeleg-
ten Zeitpunkt ab) die Rechtsstellung und Besol-
dung eines Beamten mit dem Sondergehalt der
Grupve B3 zu gewdhren sei,
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hilfsweise,

GaB ihm ab 1.April 193%4 Wiedergutmachungsrechte:
dergestalt zuzubilligen seien, als ob er am
l;April 1934 Winisterialrat und ab 1l.April 1949
Beamter mit dem Sondergehalt der Gruppe B8 gewor-
den wére.

Der Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Ir hat ausgefithrt, der Kliger sei durch den Bescheid
vom 14.Mai 1952 nicht beschwert, die Klage sei deshald
unzulédselig,

Das Lendgericht hat durch Urteil vom 13%./14. Dezem-
ber 1955 die Klage mit der MaBgabe abgewiesen, daBl Ziff.4
des Wiedergutmachungsbescheides Nr.95 vom l4.Mai 1952
aufgehoben wird. Der Kliger hat gegen dieses Urteil am
12, Marz 1956 Berufung eingelegt mit dem Antrage, unter
Aufhebung des angefochtenen Udteils nach dem Klageantra-
ge zu erkennen. Das Oberlandesgericht hat die Berufung
durch Urteil vom 25.0ktober 1957 zurlickgewiesen. Inzwi-
schen hatte der Kléger nochmals eine Anmeldung an die
Entschédigungsbehdorde gerichtet und gebeten, ihm die
Rechtsstellung und Besoldung eines Ministerialdirigenten
(Staatsrats) zu gewdhren. Diesen Antrag hatte der Hessi-
sche Minister des Innern unter dem 17.Juli 1956 abge- ‘
lehnt. ’

Mit seiner vom .3enat zugelassenen Revision verfolgt
der Klidger seinen Anspruch weiter.

Das bekiagte Tand bittet, die Revision zurilickzu-
welsen.
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Die Revision muB Erfolg haben.

Die Klage stiitzt sich auf § 9 BWGSD. Nach Absatz 1
dieser Bestimmung hat ein entlassener oder vorzeitig in
den Ruhestand versetzter Beamter (§ 5 aa0), der die ge-
setyljche Altersgrenze noch nicht erreicht hat und noch
dienstfdhig ist, Anspruch auf bevorzugte t'Wiederanstellung,
wenn er die sonstigen allgemeinen Voraussetzungen fir
die Berufung in das Beamtenverhdltnis erfiillt. Nach
Abs.2 8.1 ist dem Geschidigten die Rechtsstellung und
die Besoldung zu gewdhren, die er im Verlaufe seiner
Dienstlaufbahn voraussichtlich erreicht hétte, wenn
er nicht entlassen oder vorzeitig in den Ruhestand ver-
setzt worden wire.

T. Das Qberlandesgericht hat zur Begriindung seines
klagesbweisenden Urteils u.a. folgendes ausgefiihrt:

wach dem Wortlaut der Entschadigungsanmeldung des
Kldgers, er begehre Wiederanstellung in einer Stelle
"vom Ministerialrat an aufwidris", konne es allerdings
den Anschein haben, als habe er heantragt, ihm auf alle
Tille eine hohere Stelle als diejenige eines Ministe—
rialrats szuzuweisen. Tateichlich habe er ein solches
Begehren jedoch nicht gestellt; denn seine Anmeldung
gsei dshin auszulegen, daB ihm nach seiner Auffassung
e¢in Wiedergutmachungsanspruch auf Cewdhrung der Stellung
~eines Ministerialrats, vielleicht auch einer hoheren
Stellung, 2zustehe; wenn er aber die Stelle eines Mini-
sterialrats erhalte, 80 sei er damit zufrieden. Die Rith-
tigkeit dieser Auslegung ergebe sich aus dem eigenen Ver-
halten des Kligers widhrend des Entschidigungsverfahrens.
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Schon vor dessen Aufnahme seien bei einer Besprechung
mit dem Hessiséhen Innenminister vom 31.Januvar 1950,

bei der allerdings nicht die Wiedereinstellung des Kla-
gers in den Offentlichen Dienst, sondern nur die eventuel-
le Ruhegehaliszahlung erdrtert worden gei, sowohl der
Minister 2ls such der Klidger dariiber einig gewesen, das
Ruhegehelt des Xl#gers miisse auf der Grundlage einer
Pensionierung als Ministerialrat gezahlt werden. In sei-
nem Schreiben vom 18.Mai 1951 an den Hessischen Minister
des Innern bzw. den Regierungsprésidenten in Darmstadt
als PachbehSrde habe der Klédger zum Ausdruck gebracht,
durch seine Zrnennung zum Verwaltungsgerichtsdirektor
und seine Lingruppierung in die Besoldungsgruppe Ala

gei "dieser Teil" seiner "sich aus § 9 des Bundesgesetzes
vom 11.da3i 1951 ergebenden Rechte und Anspriiche geordnet
und geregelit'; er begebre aber noch die lebenslingliche
Anstellung und die Verleihung der Ambsbezeichnung "Mini-
sterialrai®" oder "Verwaltungsgerichtsbrésident"a In gei~
nen Schreiben an die Fachhehdrde vom 20.Februar 1952 er-
wéhne der Xliger zwar, ohne die Verfolgung hitte er
wahrscheinlich mebr als die Stelle eines WMinisterialrats
erreicht, verlange aber &uca hier nur, jetzt wie ein Mi-
nigterialrat gestellt zu werden. - Dem Verlangen des Kli-
gers sel schon vor der Klagerhebung entsprochen worden.
In der allerdings zunichest rangniedrigeren Stelle eines
Verwaltungsgerichtgdirektors sei ihm die Besoldung und
die Bevechtigung zur Fijhrung der Amtsbezeichnung eines
Ministerialrats zugebilligt worden; auch die lebensling-
liche Anstellung habe er erhalten. Nachtriglich, aber
noch vor ErlaB des landgerichtlichen Urteils, sei die

" dem Kliger iibertragene Verwaltungsgerichtsdirektorenstelle
" in eine Verwaltungsgerichtsprisidentenstelle umgewandelt

worden; auf diese Weise habe er auch noch die hilfsweise



-9 -

erstrebte Amitsbezeichnung erlangt. Der Bescheid vom
14.%ei 1952 bedeute nach alledem fiir den Klidger keine
Beschwer.

Purch die von ihm im Jahre 1956 erneut vorgenomme-
ne Anmeldung #ndere sich dieses Ergebnis nicht. Aller-
dings kdnne der Verfolgte unter Umsténden eine Beriicksich-
tigung der durch die Neufassung des BWGOD vom 23,Dezem-
ber 1955 bewirkten Besserstellung durch Neuanmeldung er-
reichen. Hier liege eine Besserstellung aber nicht vors
denn der Wegfall des Wortes "regelméfig" in § 9 Abs.2 BWGSD
#ndere nichts daran, daB bei der Priifung der Frage, ob-
die Vorauésetzuggen"dieser Gesetzesbestimmung gegeben
seien, auf die individuelle Dienstlaufbashn des Geschiddig-
ten sbgestellt werden miisse. Infolgedessen komme es auf
d8ie Behauptvng des Klégers iiber seine wahrscheinliche
Beforderung zum Staatsrat und die dazu von ihm gestell-
ten Beweisantrige nicht an.

IT. Die hiergegen gerichteten Angriffe der Revision
sind teilweise begriindet.

Unerheblich ist freilich, ob das Berufungsgericht
die Entschidigungsanmeldung des Kligers zutreffend dahin
susgelegt hat, deB dieger darin die Stellung eines Mini-
sterialrats, vielleicht auch eine hdhere Stellung, er-
stfebt, zugleich aber erkldrt habe, er sei zufrieden,
wenn er die Stelle eines Ministerialrats erhalte. 0b die
von der Revision gegen diese Auslegung unter Hinweis
auf die 8§ 133, 157 BGB bzw. deren. allgemeine Rechitsge-
danken erhobenen Angriffe begrimdet sind, kenn dahin-
stehen. Denn auf den Inhalt der. ursPriinglichen Entschi-
digungsanmeldung des Klbgers kommt es fiir die Entséhei—;
dung nicht an, da der Kléger seiﬁen Entschédigungsan-
vrag im Laufe des Enischidigungsverfahrens zulédssiger-
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weise neu gefaft hat und nunmehr diese Fassung, auch
wenn sie eine Erweiterung enthalten sollte, der knt-
scheidung zu Grunde zu legen 1sb.

GemiB § 24 Abs.4 BYGHD in der Fassung des Dr:ttan
hnderungsgesetzes vom 2%.Dezember 1955 (BGBL I, 820) und
des Vierten Anderungsgesetzes vom 10,0ktober 1957
(BGBL I, 1703) bedurfie es, wenn der Berechtigte seinen
¥iedergutmachungsansypruch bereits auf Grund der bis zum
Inkrafttreten des BWGOD gelténden Rechtsvorschriften oder
Verwaltungsaﬁordnungen angemeldet hatte, eines erneuten
Antrages innerhald der durch § 24 Abs.2 S.1 a0 bis zum
Ablauf des 31.Dezember 1956 erstreckten Frist nicht, und
zway nach Art.IV Nr.1l des Dritten Anderungsgesetzes auch
denn nicht, wenn etwe der bereits angemeldete Anspruch
bisher nicht begriindet war. Eines erneﬁten Antrages be-
durfve es nur, wenn iiber den Anspruch durch unanfechtba-:
ren Bescheld oder durch rechtskréftiges Urteil entschie-
den worden war, wobei indessen die Unanfechtbarkeit oder
die Rechtskralt einer erneuten Entscheidung nicht ent-
gegenstanden. Da der Kliger seinen Anspruch nach friihe-
rem Recht formell ordnungsmiBig, insbesondere rechtzeitig
angemeldet hatte, ein unanfechtbarer Bescheid oder ein
rec htskréftiges Urteil aber noch nichit ergangen war,
konnte er seinem Anspruch ohne erneuten Antrag und ohne
- Riickpicht auf eine etwaige Beschrinkung seines fritheren
Antrags in dem Umfang weiterverfolgen, wie er ihn nun-
mehr fir begrindet hielt. Das bat er getan, indem er in
der Berufungébegrﬁndung vom 8.0ktober 1958 den Antrag
stellte, unter Aufhebung der Ziffern 1 bis 4 des Be-
scheldes vom 14.Wai 1952'fe$tzustellen,’da8 ihm vom
1.April 1934 die Rechtsstellung und die Besoldung eines
Ministerialrats und vom 1;Abril 1949 (bzw.von einem nach
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Frmessen des CGerichts festgelegten Zeitpunkt ab) dié
Rechtsztellung und Besoldung eines Beamten mit dem Son-
dergehalt der Gruppe B 8 zu gewdhren sel. Sollie, was
¢ehinstehen kann, in diesem Antrage elne Erwelterung

der urspringlichen wnitschidigungsanmeldung des Kldgers
zu erblicken sein, so besihen auch gegen deren Zuldseig-—
keit keine Bedenken. Denn der Grundgedanke der Neufas-
sung des § 24 BwWG6D geht, wie insbesondere die oben er-
orterte Bestimmung des Artikels IV Nr.l des Dritten
Anderungsgesetzes erkennen 188t, dahin, dem Verfolgten
innerhalb der erwdhnten Frist noch einmal die Moglichkeitb

zu ertffnen,alle diejenigen ¥ntschédigungsforderungen neu .

geltend zu machen, die ihm auf Grund der nunmehr gelten—.
den gesetzlichen Bestimmungen zur Wiedergutmachung\natib—
nalsozialistischen Unrechts fiir Angehorige des offentli-
chen Dienstes zustanden. Var zu diesem Zwecke aber die
Steliung eines neuen Intschidigungsantrages zulidssig,

8o war der Verfolgte auch befugt, einen bereits form-
und fristgevecht gestellten Entschidigungsantrag inhalt-
lich zu erweitern.

Penseh ist die Behauptung des XKliégers, daf er im
Verlaufe seiner Dienstlaufbahn ohne die Verfolgung zum
Stastsrat befordert worden widre, fiir die Entscheidung
liber seinen Klageantrag erheblich,und zwar unabhéingig
davon, ob die Neufassung des § 9 Abs.2 BWGSD durch Weg-
lassung des Vortes. "regelm#Big" iliber die Verdeutlichung
.des rechtsvolitischen Grundgedankens dieser Vorschrift
'hineus (vgl. Bundestagsdrucysaphé Nr.1937 von 1953 S.4)
eine Besserstellung des Geschédigten. oder. auch nur eine
sonstige sachliche ﬁnderung'des,Gesetzes'mit sich brachte
oder nicht. Das Berufungsgericht multe also dieser Be-

hauptung des Kldgers nachgehen und unter Berilicksichitigung

5y
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der dazu von ihm gestellten Beweisantrédge im Rahmen sei-
nes nunmehr als Berufungsantrag gestellten Entschddi-
gungsantrags von sich aus die fiir die Entscheidung er-
heblichen Tatsachen ermitteln. Dabeil kam es, wie das
Berufungsgericht richtig erkannt hat, fiir die Frage, ob
die Voraussetzungen des § 9 Abs.2 BWGOD gegeben sind,
auf die individuelle Dienstlaufbahn des Geschiddigten an
(vgl. Blessin/Wilden/Ehrig aa0, § 9 BWGSD, Anm.9
$.1016).

I1I. Da die Frage, ob der Klidger die von ihm ange-
strebte Beforderungsstelle erreicht hidtte, tatsdchlicher
Art ist und als solche allein vom Tatrichter entschieden
werden kann (Urteile des Senats vom 7.0ktober 1954
- IV 2R 74/54 - IM Nr. 1 zu § 9 BWGSD, und vom 4.April
1956 - IV ZR 311/55 -, IM Nr. 2 zu § 11 BWGSD), war
die Sache unter Aufhebung des angefochtenen Urteils zur
anderweiten Verhandlung und Entecheidung an das Beru-
fungsgericht suriickzuverweisen.

Raske v.Werner Wiistenberg Maafl  Dr.loewenheim



	l?J®_ü2/58

	S.1016) o


